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Neuerlass von Verordnungen; 
Verordnung über öffentliche Anschläge in der Stadt Puchheim (Plakatierungsverordnung) und 
Verordnung über die zeitliche Beschränkung ruhestörender Haus- und Gartenarbeiten und über 
die Benutzung von Musikinstrumenten, Tonübertragungs- und Tonwiedergabegeräten in der 
Stadt Puchheim (Lärmschutzverordnung) 
 

   

Beratungsfolge 

 
26.04.2016 Stadtrat öffentlich 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Stadtrat beschließt den Erlass der anliegenden „Verordnung über öffentliche Anschläge in der Stadt 
Puchheim“ sowie der „Verordnung über die zeitliche Beschränkung ruhestörender Haus- und Gartenar-
beiten und über die Benutzung von Musikinstrumenten, Tonübertragungs- und Tonwiedergabegeräten 
in der Stadt Puchheim“. 
 
Vorschlagsbegründung 

 
Sogenannte „bewehrte Verordnungen“ gelten gemäß Art. 50 Abs. 2 Satz 1 des Landesstraf- und Ver-
ordnungsgesetzes (LStVG) höchsten für 20 Jahre. Die Plakatierungsverordnung und die Lärmschutz-
verordnung der Stadt Puchheim traten 1996 in Kraft und müssen deshalb neu erlassen werden. 
Diese beiden Verordnungen enthalten wichtige Regelungen zum Schutze des Ortsbildes sowie zum 
verträglichen Miteinander in der Stadt Puchheim und sind aus Sicht der Verwaltung unverzichtbar. Sie 
gehören zum wesentlichen „Handwerkszeug“ des Ordnungsamtes. 
 
Plakatierungsverordnung: 
 
Der neue Verordnungstext enthält im Wesentlichen die gleichen grundsätzlichen Regelungen wie der 
bisherige. D.h., öffentliche Anschläge, die keinen anderweitigen Rechtsvorschriften unterliegen, sind 
grundsätzlich außerhalb der städtischen Anschlagflächen sowie der für Werbezwecke zugelassenen 
Plakattafeln und Plakatsäulen verboten. Im Einzelfall sind Ausnahmegenehmigungen möglich. Dazu soll 
die bisherige Regelung, dass Ausnahmen auf maximal 15 Plakate beschränkt sind, aufgehoben wer-
den. Bei größeren Veranstaltungen reicht diese Anzahl bei weitem nicht aus. Künftig soll die Anzahl – je 
nach Bedeutung des Ereignisses – im Einzelfall festgelegt werden. In Wahlzeiten gilt weiterhin ein „Par-
teienprivileg“ für acht Wochen.  
 
§ 3 des alten Verordnungstextes entfällt ersatzlos, da sich die Regelungen und Vorgaben zur Beseiti-
gung von Anschlägen und die Vollstreckung von Beseitigungsanordnungen aus Rechtsvorschriften 
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ergeben, die im Verordnungstext nicht wiederholt werden müssen (Art. 28 Abs. 3 LStVG; Art. 7 Abs. 2 
und 3 LStVG sowie Bayerisches Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz). 
 
Gleiches gilt für den Wegfall der Reglung im bisherigen § 2 Abs. 3 (Nebenbestimmungen zu Ausnah-
megenehmigungen, Rücknahme und Widerruf). 
 
Ansonsten wurde der neue Verordnungstext lediglich redaktionell überarbeitet (z.B. andere Überschrift 
für § 1, eigener § 2 für Wahlen und Abstimmungen, Verweis auf andere Rechtsvorschriften in § 3 usw.). 
 
Lärmschutzverordnung: 
 
Auch der neue Textentwurf für die Lärmschutzverordnung enthält keine wesentlichen inhaltlichen Neue-
rungen, sondern einzelne redaktionelle Überarbeitungen. Während in der bisherigen Verordnung die 
Zeiten genannt waren, in denen keine lärmerzeugenden Arbeiten durchgeführt werden durften, sind im 
neuen Text die erlaubten Zeiten genannt. Dies erscheint leichter transportierbar, da es in der Praxis 
immer Fragen wie „Wann darf ich denn Rasenmähen?“ gab. Die §§ 1 und 2 werden außerdem zusam-
mengefasst. Eingefügt wurde ein wichtiger Verweis auf die „Geräte- und Maschinenlärmschutzverord-
nung“, die für einige besonders lärmintensive Geräte noch strengere Vorgaben enthält. Für die Nutzung 
von Musikinstrumenten und Tonwiedergabegeräte wurde die Möglichkeit einer Ausnahmegenehmigung 
ergänzt (Abs. 3). 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 

Keine 
 
 
Anlagen 

 
LSchVOneu 
PlakatVOneu 
 

Fachbereich: Öffentliche Sicherheit Freigabe: 

Bearbeiter/in: Herr Lehner 
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